
Inklusion und Anarchie: Über die geistige  
Verwandtschaft zweier gesellschaftlicher Ideen
Wenig bekannt ist, dass es sich bei Inklusion nicht nur um eine pädagogische Idee handelt, 
sondern damit auch ganz bestimmte alternative Vorstellungen verbunden sind, wie die  
Gesellschaft als Ganzen gestaltet sein soll. Diese politische Seite von Inklusion hat einen 
überraschenden, »vergessenen« Verwandten.

DAVID JAHR

Deutschland streitet über Inklu-
sion. In Lehrerzimmern werden 
hitzige Diskussionen geführt, 

wie mit dem, oft als auferlegt empfunde-
nen Konzept umzugehen ist. In Seminar-
räumen der Lehrerbildung wird sich ge-
fragt, was alles zu Inklusion dazugehört 
und wie sich die zukünftigen Lehrkräf-
te deren Ausgestaltung vorstellen kön-
nen. In Talkshows werden Chancen und 
Probleme des vermeintlich neuen Ansat-
zes diskutiert. Menschen aus der Wis-
senschaft beziehen öffentlich Stellung 
in unterschiedlichen Medien. Bildungs-
gewerkschaften positionieren sich, Be-
rufspolitiker und Parteien artikulieren 
unterschiedliche Positionen – kurzum: 
Inklusion ist ein Politikum.

Wohin gehört Inklusion politisch?

Inklusion ist politisch aufgeladen und 
das zeigt deutlich, dass diese Idee nicht 
nur als pädagogisches Konzept verstan-
den werden kann, sondern es sich hierbei 
auch um eine gesamt-gesellschaftsbezo-
gene Ordnungsvorstellung handelt. In-
klusion ist eine politische Idee, die sich 
in pädagogischen Einrichtungen wie 
Kindergärten und Schulen entfalten soll, 
aber eben auch deutlich über diese hin-
aus reicht. Wenn Inklusion ein Politikum 
ist, dann müsste es sich aber auch im 
Feld der politischen Ideen verorten las-
sen. Es müsste näher bestimmt werden 
können, zu welcher politischen Grundo-
rientierung (um nicht das im Deutschen 

belastete Wort »Ideologien« zu verwen-
den) Inklusion die größte Nähe hat.

Eine politische Verortung von Inklu-
sion lässt sich bereits mit einem Blick in 
die Programme der großen Parteien in 
Deutschland formulieren. Interessanter-
weise wird dabei eine klare Links-Rechts-
Positionierung deutlich. Von den Parteien 
des sogenannten »linken« Spektrums – 
also Grüne, Linke und SPD – wird Inklu-
sion überwiegend positiv aufgenommen. 
In diesen Programmen werden Vorstel-
lungen formuliert, wie die Idee weiter aus-
gestaltet werden kann. In den Program-
men des »rechten« Parteienspektrums 
wird ein anderes Bild gezeichnet. Zeigt 
sich die Union gegenüber Inklusion über-
wiegend skeptisch-zurückhaltend so fin-
det sich bei der AfD eine unmissverständ-
lich deutliche Ablehnung der – wie es im 
Grundsatzprogramm der Partei heißt – 
»ideologisch motivierte(n) Inklusion«. Es 
gibt auch Politiker, die Inklusion direkt in 
die Nähe einer politischen Grundorientie-
rung stellen. Zu einer gewissen Berühmt-
heit hat es die Aussage des Bildungsmi-
nisters von Mecklenburg-Vorpommern 
Mathias Brodkorb gebracht, der 2012 
auf einer Tagung in Rostock »Inklusion 
als Kommunismus«1 bezeichnet hat und 
gleich noch die Unterscheidung einer »ra-
dikalen« und einer »gemäßigten« Inklusi-
on konstruierte.

1  Mathias Brodkorb: Warum Inklusion unmöglich 
ist. Über schulische Paradoxien zwischen Liebe und 
Leistung. In: Mathias Brodkorb und Katja Koch (Hg.): 
Das Menschenbild der Inklusion. Erster Inklussions-
kongress M-V – Dokumentation. 2012, S. 13-36.

Das Problem mit jener Rechts-Links-
Verortung im Parteienspektrum aber 
auch mit Behauptungen wie die des Bil-
dungsministers Brodkorb ist die damit 
einhergehende starke Vereinfachung 
von Inklusion. Inklusion als »linkes Pro-
jekt« zu verstehen, zieht sofort die schwer 
zu beantwortende Frage nach sich, was 
denn eigentlich links ist und was denn 
das spezifisch Linke an Inklusion sein 
soll. Inklusion als radikal und als Kom-
munismus zu bezeichnen, wirkt eher dif-
famierend auf das Konzept und stellt 
keine ernst zu nehmende Analyse dar. 
Hierbei wird ein nicht-demokratisches 
Schreckgespenst gezeichnet und eine ge-
botene sachliche Diskussion eher verhin-
dert.

In welcher geistigen Verwandtschaft 
steht Inklusion mit den vier großen po-
litischen Grundorientierungen der mo-
dernen Demokratie – Liberalismus, 
Konservatismus, Sozialismus und Anar-
chismus? Wie nah stehen sich Inklusion 
und Kommunismus (bzw. Sozialismus) 
und welche Überschneidungen erge-
ben sich zum Anarchismus? Zu welchen 
möglichen Konsequenzen führt das? Vor 
Beantwortung dieser Fragen gilt es noch 
anzumerken: Hier wird sich einem soge-
nannten »weiten« Inklusionsverständnis 
angeschlossen, das alle Formen mensch-
licher Vielfalt in den Blick nimmt. Es 
geht nicht um die verbreitete sonderpäd-
agogisch verengte Variante von Inklusi-
on, die sich nur auf Fragen der gemein-
samen Beschulung von Kindern mit und 
ohne Behinderung konzentriert.� ▶
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Der Anarchismus im Kompass der 
politischen Grundorientierungen

Die Behauptung, dass Inklusion und An-
archismus geistig verwandt sind, könn-
te etwas verstören. Das liegt wohl vor al-
lem daran, dass Anarchismus bewusst 
oder unbewusst mit Vorstellungen von 
Chaos, Gewalt oder auch Naivität asso-
ziiert wird. Dieses wirkmächtige Bild 
eines undemokratischen Anarchismus 
hat seinen Ursprung im erbitterten his-
torischen Ideenstreit zwischen Sozialis-
ten und Anarchisten. Aus dieser Aus-
einandersetzung, in der u. a. Karl Marx 
und Michael Bakunin wortführend wa-
ren, ging der Sozialismus als Sieger her-
vor. Nicht nur ist der Anarchismus bis 
heute als undemokratische Nicht-Ord-
nung diffamiert, er ist auch nahezu voll-
ständig verschwunden aus den Lehrplä-
nen und Lehrbüchern der Schulen. Selbst 
in Nachschlagewerken der Politikwis-
senschaft hat er selten einen gleichbe-
rechtigten Platz. Dort werden moderne 
anarchistische Idee wie basisdemokra-
tische Bewegungen, »liquide Democra-
cy« oder Postwachstums-Ökonomie un-
ter dem Label des Libertarismus geführt. 
Ohne auf die einzelnen Details einzuge-

hen soll diese Bezeichnung auch hier als 
unbelasteter Alternativbegriff zum mo-
dernen Anarchismus verwendet werden. 
Um aber zu verstehen, inwieweit Inklu-
sion mit Anarchismus/Libertarismus 
geistig verwandt ist, muss zuerst gezeigt 
werden, wie diese politische Ordnungs-
vorstellung als eine legitime demokrati-
sche Strömung verstanden werden kann 

– in Bezug und in Abgrenzung zu den an-
deren politischen Grundorientierungen 
Liberalismus, Konservatismus und So-
zialismus. Dazu soll hier ein Orientie-
rungsmodell – ein politischer Kompass 

– vorgestellt werden, den der Politikwis-
senschaftler und Professor für Sozial-
kunde an der Universität Halle, Andreas 
Petrik, mit Blick auf die Arbeiten des US-
amerikanischen Parteienforschers Her-
bert Kitschelt entwickelt hat.

Petrik schließt sich dabei dem Ver-
ständnis von Demokratie als einem ler-
nendem System an, das sich durch den 
gesellschaftlichen Streit über die Aus-
gestaltung ganz bestimmter sozialer 
Aufgaben bzw. soziopolitischer Grund-
fragen immer weiter entwickelt. Die-
se soziopolitischen Grundfragen stellen 
immer wiederkehrende und kontex-
tunabhängige Schlüsselfragen mensch-

lichen Zusammenlebens dar. Sie treten 
in abgewandelter aber wesentlich ähn-
licher Form in kleinen Freundeskreisen 
ebenso auf wie in großen Staatswesen 

– immer eben dort, wo sich zwischen-
menschliches Zusammenleben ausge-
staltet. Direkt oder indirekt müssen 
sowohl Individuen als auch gesellschaft-
liche Gruppen wie Parteien und sozia-
le Bewegungen zu diesen Grundfragen 
eine Position entwickeln, eben weil die-
se soziopolitischen Grundfragen ganz 
elementare Konflikte darstellen. Mit 
Blick auf die Arbeit des Erziehungswis-
senschaftlers Wolfgang Klafki, der eine 
Liste mit Schlüsselproblemen als epo-
chaltypische Aufgaben der Menschheit 
formulierte, definiert Petrik schließlich 
zehn soziopolitische Grundfragen, die 
verdichtet und durch jeweils zwei Ant-
wortkategorien konkretisiert folgender-
maßen lauten:

Wie wollen wir …
1. Entscheidungen treffen (Autoritä-

ten oder dezentrale direkte Mitbestim-
mung)?

2. Konflikte lösen und Regelbrüche 
sanktionieren (Strafen und Abschre-
ckungen oder gewaltlose Kommunikati-
on und Wiedergutmachung)?

Soziale Gleichheit
Politisch gesteuerte

Wirtschaft & Güterverteilung

Wirtschaftsfreiheit
Marktgesteuerte

Wirtschaft & Güterverteilung

Selbstbestimmung
Emanzipatorische Ordnung

Dezentrales System

Autorität
Emanzipatorische Ordnung

Dezentrales System

»links« »rechts«

Wirtschaftspolitische-/ distributive Konfliktlinie

Libertäre 
Grundorientierung
dezentral, pazi�stisch, 

ökologisch, links-liberal, 
antiautoritär, basisdemokra-

tisch, feministisch, 
multi(sub)kulturell, 

»postmateriell«

Liberale 
Grundorientierung

marktwirtschaftlich, 
kapitalistisch, bürgerrechtlich, 
»freiheitlich«, wettbewerbs-, 
leistungs- & wachstumsori-

entiert, chancengerecht, 
deregulierend

Sozialistische 
Grundorientierung

»gerecht«, umverteilend, 
regulierend, zentralistisch, 
staatsorientiert, kollektiv, 

religionskritisch, 
»materialistisch«, wachs- 

tumsorientiert

Konservative 
Grundorientierung

traditionell, »werte-orien-
tiert«, autoritär, elitär, 

hierarchisch, »natürlich«, 
religiös, heimatverbunden, 

sicherheitsorientiert, 
national

»links«
»rechts«

G
esellschaftspolitische-/

soziokulturelle Konfliktlinie

undemokratisches Extrem:
Manchester-Liberalismus

undemokratisches Extrem:
Chaos, Isolation, Egozentrismus 

undemokratisches Extrem:
Stalinismus 

undemokratisches Extrem:
Faschismus, Nationalsozialismus 

Minimal-
Konsens:

Rechtsstaat
Demokratie

Soziale-Markt-
wirtschaft

Abb. 1: Der Kompass der vier politischen Grundorientierungen. 
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3. einen Lebenssinn finden (religiöses 
oder säkulares Regel- und Sinnfunda-
ment)?

4. Fremde integrieren (partielle oder 
universelle Zugehörigkeit)?

5. mit verschiedenen Lebensstilen um-
gehen (Leitkultur oder Individualismus)?

6. Güter herstellen und Eigentum er-
werben (freie Wirtschaft oder öffentliche 
Regulierung)?

7. Güter verteilen und Bedürfnisse be-
friedigen (Lohn nach Leistung oder an-
geglichene Einkünfte)?

8. uns bilden, innovativ sein und Leis-
tung erbringen (Fortschritt durch Kon-
kurrenz oder durch Kooperation)?

9. das Verhältnis zu ökologischen Le-
bensgrundlagen bestimmen (Wirt-
schaftswachstum oder Umweltschutz)?

10. uns ein Bild vom Menschen ma-
chen (ist der Mensch grundsätzlich frei 
oder unfrei, gleich oder ungleich, festge-
legt oder wandelbar, egoistisch oder ko-
operativ, gut oder schlecht, gewalttätig 
oder friedliebend)?2

Die zehn soziopolitischen Grundfra-
gen sind unterschiedlich gelagert. Um 
von hinten anzufangen: Frage 10 ist 
die am schwierigsten zu beantworten-
de Frage, da alle, Menschenbilder im-
plizit in sich tragen und diese nur sehr 
schwer einfach so erklärt werden kön-
nen. Menschenbilder treten v.  a. in sol-
chen Streitigkeiten hervor, in denen es 
um grundsätzliche Fragen geht. Impli-
zite Vorstellungen vom Wesen des Men-
schen sind in den möglichen Antworten 
auf die anderen neun Fragen mit enthal-
ten – sie sind gleichsam das Wertefun-
dament, von dem aus Menschen ande-
re Ansichten ableiten. Die neun anderen 
Fragen lassen sich in zwei übergeordne-
te Bereiche aufteilen. Fragen 1 bis 5 spie-
len sich in einem Feld ab, in dem es um 
gesellschaftspolitische Fragen geht, um 
Entscheidungsverfahren und Hierarchie. 
Die Fragen 6 bis 9 liegen dagegen in ei-
nem wirtschaftspolitischen Bereich, wo es 
um Gewinnung und v.  a. Verteilung von 
Ressourcen und Besitz geht. Ein Beispiel 
mag verdeutlichen, wie fundamental 
diese beiden Bereiche für menschliche 
Gruppen sind: Jugendcliquen und Schul-
klassen entwickeln eine bestimmte Art, 

2  Vgl. Petrik 2013, S. 159f.

wer wie das Sagen in der Gruppe hat. Es 
gibt Cliquen und Schulklassen mit einer 
starken und akzeptierten Führungsfigur 
und auch solche, in denen diese Hierar-
chie immer wieder von anderen Mitglie-
dern der Gruppe herausgefordert wird. 
Es gibt demgegenüber auch Gruppen, 
die eher egalitär und mit vielen Diskus-
sionen auf der Suche nach geteiltem Ein-
verständnis ihre Entscheidungen tref-
fen. Neben dieser Entscheidungsfrage ist 
ein weiterer zentraler Konflikt in solchen 
Gruppen, wie die Verteilung der gemein-
samen Besitztümer (z. B. Kaugummis, 
Zigaretten oder Spielkarten) geregelt ist 

– falls es denn überhaupt gemeinsame 
Besitztümer gibt und nicht ausschließ-
lich auf Privateigentum gesetzt wird (was 
ebenfalls eine bestimmte Entscheidung 
im wirtschaftspolitischen Bereich wäre).

Petrik zeigt nun, dass die vier großen 
politischen Grundorientierungen der mo-
dernen Demokratie – Liberalismus, Kon-
servatismus, Sozialismus und Anarchis-
mus/Libertarismus – in einer bestimmten 
und zusammenhängenden Art und Weise 
auf die zehn soziopolitischen Grundfra-
gen antworten und sich deshalb in einem 
Koordinatensystem einordnen lassen. Die 
Achsen dieses Koordinatensystems wer-
den durch die erwähnten zwei zentralen 
Bereiche (Entscheidungsmodus als gesell-
schaftspolitische Fragen und Verteilungs-
modus als wirtschaftspolitische Fragen) 
definiert. Die Pole beider Achsen sind 
dann als die Antwortkategorien auf die 
jeweilige Frage zu verstehen. Es ergibt sich 
ein Koordinatensystem mit vier Feldern, 
in dem sich die vier politischen Grundo-
rientierungen einordnen. Als politischer 
Kompass veranschaulicht es Abgrenzun-
gen und gegenseitige Bezüge zwischen 
unterschiedlichen politischen Ideensyste-
men (siehe Abb. 1).

Mit dem Kompass wird deutlich, in 
welchem Wertezusammenhang eine po-
litische Grundorientierung steht. Wäh-
rend sich die libertäre (anarchistische) 
Grundorientierung gesellschaftspoli-
tisch und wirtschaftspolitisch »links« 
zeigt, also Selbstbestimmung und sozi-
ale Gleichheit fordert, steht der Konser-
vatismus genau gegenteilig »rechts« für 
eine autoritäre Ordnung und markt-
gesteuerte Wirtschaftsfreiheit. Die bei-
den anderen Grundorientierungen ver-

orten sich entsprechend »dazwischen«. 
Die sozialistische Grundorientierung be-
antwortet zwar die wirtschaftspolitische 
Konfliktlinie »links«, in dem sie genau 
wie der Libertarismus auf Umverteilung 
und politisch gesteuerte Regulierung der 
Wirtschaft setzt, jedoch (und das mag 
überraschen) steht der Sozialismus in 
gesellschaftspolitischen Fragen »rechts«, 
wenn es um Entscheidungen und soziale 
Steuerung geht. Der Sozialismus fordert 
die starke (Arbeiter- und Bauern-)Partei 
als zentrale Instanz, die den im Produk-
tionsprozess unterdrückten Menschen 
unterstützt und ist damit Befürworter 
einer klaren Autorität. Selbstverständ-
lich ist dies nicht dieselbe Autorität wie 
im Konservatismus, der eher auf Tradi-
tion, Vaterland und Religion setzt – das 
Prinzip einer gesellschaftlichen Ordnung 
über Autorität ist aber das gleiche.

Der Liberalismus, der bezüglich seiner 
theoretischen Ausarbeitung als die ältes-
te der vier Grundorientierungen gelten 
kann, steht in Entscheidungsfragen und 
Verteilungsfragen genau gegenteilig zum 
Sozialismus. Klassische Liberale fordern 
einen schmalen Staat, der in den freien 
Verkehr der Individuen und Wirtschafts-
akteure nur rahmensetzend eingreift. 
Diese Idee entspricht einem selbstbe-
stimmten Individuum und ist wiederum 
ähnlich zur Antwort des Anarchismus/
Libertarismus. Gleichzeitig und vom 
Anarchismus abgrenzend setzen Libe-
rale aber in Fragen der Güterverteilung 
auf die Kraft der »unsichtbaren Hand«, 
wie der Urvater des Liberalismus Adam 
Smith es ausdrückte. Im freien Wettbe-
werb, in dem der Markt und kein politi-
sches Kollektiv die Verteilung der Güter 
regelt, sollen sich (Wirtschafts-)Subjek-
te frei entfalten können. Diese Ansicht 
wiederum teilt sich der Liberalismus mit 
dem Konservatismus, der ebenfalls auf 
Markt und Privateigentum setzt.

Der politische Kompass verdeut-
licht darüber hinaus, dass es sich um 
Ideensysteme innerhalb des demokra-
tischen Konsenses handelt, der zumin-
dest in Deutschland mit den Begriffen 
»Rechtsstaat«, »Demokratie« und »sozi-
ale Marktwirtschaft« beschrieben wer-
den kann. Jede Grundorientierung kennt 
aber auch nichtdemokratische Ausprä-
gungen, die diesen Konsens verlassen. ▶ 
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Der Stalinismus (oder Kommunismus) 
entspricht als totalitaristische Variante 
des Sozialismus dem, wovor der Anar-
chismus historisch gewarnt hatte: einem 
übersteigerten und undemokratischen 
Glaube an die Kraft der Autorität. Der 
Anarchismus kennt in Chaos und Ego-
zentrismus seine nicht-demokratische 

Ausprägung (das, was heute unter Anar-
chismus oft verstanden wird). National-
sozialismus bzw. Faschismus kann als 
nichtdemokratisch pervertierte Form 
eines übersteigerten Konservatismus 
(Orientierung an Vaterland und »alten« 
Autoritäten) gedeutet werden. Der Man-
chester-Liberalismus oder auch Neolibe-
ralismus, der bei zu hohem Vertrauen in 
die Kraft des freien Marktes den Schutz-
auftrag des Staates gegenüber gesell-
schaftlichen Minderheiten vergisst, kann 
als undemokratische Variante des Libe-
ralismus gelten.

Inklusion »antwortet« auf die zehn 
soziopolitischen Grundfragen

Die Diskussion um Inklusion ist auch 
im pädagogischen Feld ein sehr viel-
stimmiges Bild. Es kann natürlich auch 
hier nicht behauptete werden, den einen 
wahren Inklusionsdiskurs heranzuzie-
hen, um Antworten auf die zehn sozio-
politischen Grundfragen zu finden. In 
der pädagogischen Debatte um Inklusi-
on lassen sich aber in der Tendenz wie-
derkehrende Muster beobachten, die hier 
verdichtet – und eher als Thesen denn als 
»fertige« Antworten – dargestellt werden. 
Neben einigen bedeutenden Vertretern 
des Inklusionsdiskurses soll sich dabei 
v. a. auf die verschiedenen Varianten des 
Index für Inklusion gestützt werden. Der 
Index für Inklusion ist ein Instrument zur 
Entwicklung von Organisationen und 
bezieht sich ausdrücklich auf ein weites 
Inklusionsverständnis. Er fordert Teilha-
be für alle Beteiligten in allen Bereichen 
der Organisation bzw. Kommune. Der 
Index für Inklusion stammt ursprünglich 
aus England, wo er von den beiden Pro-
fessoren für Pädagogik Tony Booth und 
Mel Ainscow für den schulischen Be-
reich entwickelt worden ist. Gemeinsam 
mit einem größeren Autorenteam haben 
Ines Boban und Andreas Hinz diesen In-
dex für die deutschen Verhältnisse adap-
tiert und herausgegeben. Neben dem In-
dex für Schulen existieren mittlerweile 
weitere Varianten für Kindertagesstätten 
und für Kommunen.

These 1: Inklusion setzt auf größtmögli-
che Partizipation und Veränderung »von 
unten«: Teilhabe und Teilnahme sind 

Schlüsselbegriffe von Inklusion. Sie die-
nen häufig dazu das Konzept zu definie-
ren. So bestimmt beispielswese der Index 
Inklusion als »größtmögliche Teilhabe«. 
Unter Teilhabe wird aber nicht nur eine 
reine Anwesenheit in verschiedenen Be-
reichen menschlichen Zusammenlebens 
verstanden, sondern auch die Möglich-
keit, in Entscheidungsprozesse involviert 
zu sein. Mitbestimmung ist ein weite-
rer wichtiger Ankerpunkt von Inklusi-
on. Da Demokratische Schulen mit ih-
rem Höchstgrad an Schülerpartizipation 
hier sehr weit vorangehen, werden die-
se Bildungshäuser als sehr inklusionso-
rientiert bezeichnet. Hinzu kommt, dass 
in der Inklusionsdebatte der Prozess zur 
Veränderung in Richtung Inklusion ba-
sisdemokratisch, also »von unten«, ge-
dacht wird. Alle Versionen des Index 
für Inklusion verstehen unter inklusiven 
Entwicklungsprozessen, dass man die 
Dinge selbst in die Hand nimmt, mit gu-
tem Beispiel und der Kraft von Freiwil-
ligen vorangeht und nicht erst auf besse-
re Rahmenbedingungen hofft. Inklusion 
ordnet sich durch diese Betonung von 
Partizipation und Eigeninitiative als 
Antwort auf die erste soziopolitische 
Grundfrage links auf der gesellschafts-
politischen Konfliktlinie ein.

These 2: Inklusion betont Formen di-
alogischer Konfliktlösung im Sinne einer 
Resozialisierung: Hinweise auf inklusive 
Vorstellungen, wie pädagogisches Stra-
fen ausgestaltet werden soll, finden sich 
im schulischen Index für Inklusion. Ver-
mindert werden soll der Ausschluss aus 
der Gemeinschaft als Strafe. Gefordert 
wird eine Hinwendung zu Strafprinzipi-
en, die auf Wiedereingliederung und Re-
habilitation abzielen. Gewaltfreiheit soll 
als Grundprinzip generell die menschli-
che Kommunikation in inklusiven Set-
tings prägen. Zur Konkretisierung dieser 
Programmatik schlagen Ines Boban und 
Andreas Hinz (2008) die Gewaltfreie 
Kommunikation nach Marshall B. Ro-
senberg vor. Auch mit dieser Antwort ge-
hört Inklusion in den linken Bereich auf 
der gesellschaftspolitischen Konfliktlinie.

These 3: Inklusion verhält sich sensibel 
und anerkennend gegenüber religionsbe-
dingter Heterogenität: Diese Feststellung 
ist wichtig, weil es demgegenüber in der 
sozialistischen Grundorientierung eine 
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Haus der inklusiven Schule. Grundrisse 
– Räume – Fenster. Feldhaus, 2014
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ausgeprägte Ablehnung gegenüber Religi-
on gibt. Die sozialistische Ablehnung von 
Religion lässt sich in der Inklusionsdebat-
te so nicht finden. Dort wird Religion bzw. 
Glauben als ein Merkmal von vielen auf-
gefasst, das Menschen unterscheidet, das 
Heterogenität bzw. Vielfalt begründet. In-
klusion fordert generell eine anerkennen-
de Haltung gegenüber Vielfalt und da-
mit auch gegenüber einer solchen, die 
religionsbedingt ist. Dabei wird keine be-
stimmte Religion besonders hervorgeho-
ben und über andere gestellt. Mit dieser 
Antwort befindet sich Inklusion ebenfalls 
im linken Bereich der gesellschaftspoliti-
schen Konfliktlinien.

These 4: Inklusion betont die univer-
selle Zugehörigkeit aller: Dies ist ein ein-
deutiger Punkt: Inklusion sieht per De-
finition alle als zugehörig an. Das wird 
einerseits als immer schon bestehende 
Realität formuliert: Eigentlich gehören 
alle dazu, aber bestimmte strukturelle 
Barrieren verhindern das heterogene Zu-
sammensein. Andererseits ist die univer-
selle Zugehörigkeit immer auch Ziel von 
Inklusion: Barrieren, die Teilhabe und 
Zugehörigkeit der Verschiedenen ver-
hindern, sollen in Kitas, Schulen, Kom-
munen und schlussendlich in der gesam-
ten Gesellschaft überwunden werden. 
Auch hier antwortet Inklusion im Sinne 
des linken Pols gegen eine Ausgrenzung 
durch hierarchische Strukturen.

These 5: Inklusion betont Rolleneman-
zipation und körperbezogene Freiheit: In-
klusion betont Toleranz gegenüber der 
Vielfalt individueller Lebensentwür-
fe. Auch hierfür finden sich Hinweise im 
schulischen Index für Inklusion. Struktu-
rell unterschiedliche Familiensituationen 
sollen als gleichwertige Modelle vermit-
telt werden. Homophobie und Sexismus 
gilt es einzudämmen. Geschlechterrollen 
und sexuelle Orientierungen werden als 
legitime und gleichwertige Unterschei-
dungsmerkmale in der Gemeinschaft der 
Verschiedenen aufgefasst. Die besonders 
dem Konservatismus wichtige Fokussie-
rung auf die heterosexuelle Familie als 
Basis der Gesellschaft findet sich nicht 
in der Inklusionsdebatte. Inklusion steht 
mit dieser impliziten Werthaltung einer 
emanzipatorischen gesellschaftlichen 
Ordnung links auf der gesellschaftspoli-
tischen Konfliktlinie.

These 6: Inklusion betont Selbstver-
antwortung und Mitbestimmung auch 
in privatwirtschaftlichen Unternehmen: 
Leider existiert noch kein Index für 
Wirtschaftsunternehmen, der eine deut-
lichere Antwort auf diese und die nächs-
te Frage geben würde. Im Kommunalen 
Index wird dieser Bereich aber auch mit 
angesprochen. Für privatwirtschaftliche 
Unternehmen werden Beteiligung und 
Mitbestimmung durch die Angestellten, 
eine anerkennende »Führungskultur« 

sowie größtmögliche Entscheidungs-
spielräume für die Mitarbeiter gefordert. 
Mit diesen Positionen in Richtung fla-
cher Hierarchien und innerbetrieblicher 
Partizipation tendiert Inklusion links auf 
der wirtschaftspolitischen Konfliktlinie.

These 7: Inklusion ist kritisch gegen-
über einer rein leistungsbezogenen Ent-
lohnung und Verteilung von gesellschaft-
lichen Zugängen: Diese Frage und ihre 
ganz bestimmte Ausgestaltung ist ein 
Kernpunkt des Liberalismus. Löhne und 
die Verteilung der knappen gesellschaft-
lichen Positionen sollen dort rein leis-
tungsbezogen organisiert werden, im 
Sinne eines freien Wettbewerbs der In-
dividuen. Dabei zeigt sich der Libera-
lismus tendenziell blind gegenüber den 
unterschiedlichen und teilweise auch 
fehlenden individuellen oder materiellen 
Voraussetzungen mancher Menschen(-
gruppen), an diesem Wettbewerb über-
haupt mit fairen Chancen teilnehmen zu 
können. Inklusion fokussiert demgegen-
über die schwierige Situation bestimm-
ter marginalisierter – oder eben exklu-
dierter – Gruppen. Hier werden eher 
Ideen angeglichener Einkünfte bevor-
zugt – beispielsweise zu erkennen an der 
in der Inklusionsdebatte zu beobachten-
den Sympathie für ein bedingungsloses 
Grundeinkommen. Auch hier tendiert 
Inklusion nach links auf der wirtschafts-
politischen Konfliktlinie.� ▶

Inklusion sieht alle als zugehörig an und betont die Toleranz gegenüber der Vielfalt individueller Lebensentwürfe.
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These 8: Inklusion fordert gemeinsame 
Bildung und betont Anerkennung und 
Kooperation: Hier handelt es sich wie-
der um einen Kernpunkt von Inklusion. 
Fortschritt ist für Inklusion keine Sa-
che, die über Konkurrenz und klare Hi-
erarchien gedacht wird, sondern durch 
Kooperation und gegenseitige Unter-
stützung. Das in Deutschland sehr aus-
geprägte trennende Schulsystem mit 
vier oder drei verschiedenen Schular-
ten folgt eher einer konservativen Lo-
gik. Eine Grundprämisse des Konser-
vatismus ist es, dass Unterschiedliches 
auch unterschiedlich behandelt werden 
soll. Diese Prämisse steckt hinter dem 
separierenden Schulsystem und seinem 
Anspruch, den ungleichen Individuen 
eine andere Art von Bildung zukom-
men zu lassen. Die überwiegende Mehr-
heit der Inklusionsvertreter lehnt das 
trennende Schulsystem ab. Wie der Er-
ziehungswissenschaftler Hans Wocken 
formuliert, ist der Slogan einer »Schule 
für alle« wenn auch nicht bis zum Ende 
konkretisiert, so doch eine »Art Fahne, 
hinter der sich eine inklusionsorientier-
te Gemeinde versammelt.«3 Die inklu-
sive Idee der gemeinsamen Beschulung 

3  Vgl. Wocken, 2014, S. 101-127.

entspricht einer ökonomischen Um-
verteilung. Spätestens seit PISA ist be-
kannt, dass das separierende Schulsys-
tem Deutschlands entscheidend zur 
Verfestigung vorhandener sozialer Un-
terschiede beiträgt. Durch dessen Ab-
lehnung befindet sich Inklusion auf der 
linken Seite der wirtschaftspolitischen 
Konfliktlinie.

These 9: Inklusion betont die Notwen-
digkeit der Bewahrung natürlicher Le-
bensgrundlagen: Auch hierfür finden 
sich einige Hinweise in den verschie-
denen Versionen des Index für Inklusi-
on. In der Ausgabe für Kommunen gibt 
es einen Bereich »Umwelt und Ener-
gie.« Dort betonen zahlreiche Fragen 
umweltschutzbezogene Konzepte wie 
Nachhaltigkeit, regenerative Energie-
quellen und ressourcenschonendes Ver-
halten. Im englischen Index für die 
Schule wird »Nachhaltigkeit« als zentra-
ler inklusiver Wert aufgeführt. Der Er-
halt der Umwelt wird dort mehrfach im 
Bereich für ein inklusives Curriculum 
betont. Mit diesem Fokus auf ökologi-
sche Aspekte steht Inklusion ebenfalls 
auf der linken Seite der wirtschaftspoli-
tischen Konfliktlinie, da der Schutz der 
Umwelt immer auch eine »Zähmung« 
freier Marktkräfte bedeutet.

These 10: Inklusion basiert auf einem 
Menschenbild, dass diesen als frei, un-
gleich (auf Basis gleicher Rechte), wan-
delbar, kooperativ, gut und friedliebend 
bestimmt: Wie erwähnt ist es schwierig, 
implizite Menschenbilder zu bestimmen, 
die sich eher »zwischen den Zeilen« zei-
gen. Inklusion ist ein forderndes, ein nor-
matives Konzept: Es formuliert aus, wie 
Schulen, Kommunen oder Gesellschaf-
ten als Ganzes aussehen sollen. In die-
sen Forderungen dokumentiert sich das 
inklusive Menschenbild, da implizit da-
von ausgegangen wird, dass der Mensch 
als solches auch zu all dem was sein soll 
prinzipiell in der Lage ist. Etwas ober-
flächlich formuliert kann das inklusive 
Menschenbild zusammengefasst werden 
als: frei (Umstände, die den Menschen 
unfrei halten und dessen Potenziale be-
hindern, werden kritisiert und sollen ab-
gebaut werden), ungleich (auf der Basis 
gleicher Rechte wird eine zu tolerierende 
Verschiedenheit betont), wandelbar (und 
nicht von Geburt an festgelegt), koopera-
tiv, gut und friedliebend (indem solidari-
sche Werte wie Fairness, Offenheit und 
Respekt eingefordert werden).

Nun kann man sicherlich diese Liste 
an Thesen für verkürzt halten und hier 
und da Details kritisieren. Es wäre ein 

Soziale Gleichheit
Politisch gesteuerte

Wirtschaft & Güterverteilung

Wirtschaftsfreiheit
Marktgesteuerte

Wirtschaft & Güterverteilung

Selbstbestimmung
Emanzipatorische Ordnung

Dezentrales System

Autorität
Emanzipatorische Ordnung

Dezentrales System

»links« »rechts«

Wirtschaftspolitische-/ distributive Konfliktlinie

Inklusion
Partizipation, 

eigeninitiativ, antiautoritär, 
Anerkennung von Religion,
universelle Zugehörigkeit. 

Schule für alle, 
Kooperation, egalitäre 

Di�erenz 

»links«
»rechts«

G
esellschaftspolitische-/

soziokulturelle Konfliktlinie

Abb. 2: Inklusion im politischen Kompass nach Petrik.
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spannendes aber auch äußerst umfang-
reiches Unternehmen, alle Antworten 
im vielschichtigen Inklusionsdiskurs bis 
aufs Letzte zu belegen. Für die folgende 
Einordnung von Inklusion in den politi-
schen Kompass ist keine Richtigkeit im 
Detail notwendig. Ausschlagge-
bend ist eine generelle, verbinden-
de Tendenz über die vielen Details 
hinweg. Damit ergibt sich dann 
das Bild in Abb. 2.

Inklusion befindet sich also 
im selben Quadranten wie die 
politische Grundorientierung 
des Anarchismus/Libertarismus. 
Beide politische Ideen sind sowohl ge-
sellschaftspolitisch als auch wirtschafts-
politisch geistig eng verwandt. Die 
Einordnung zeigt gleichzeitig eine eindi-
mensionale Nähe von Inklusion zu ande-
ren politischen Grundorientierungen auf. 
Inklusion und Liberalismus (Quadrant 
rechts-oben) sind im Sinne der Selbstbe-
stimmung als Verneinung starker (staat-
licher) Autoritäten auf der gleichen Sei-
te. Mit dem Sozialismus (links-unten) 
verbindet Inklusion die wirtschaftspoli-
tische Idee der Umverteilung. Dies ver-
deutlicht sich in der bildungspolitischen 
Forderung der Parteien in sozialistischer 
Tradition nach einer Schule für alle. Am 
wenigsten vereinbar ist Inklusion mit 
dem Konservatismus (rechts-unten), was 
an vielen Beispielen verdeutlicht werden 
könnte, aber wohl am augenscheinlichs-
ten sich in den Grundprämissen beider 
Ideensysteme zeigt: Konservative fassen 
die bestehende Ordnung als überwie-
gend unproblematisch und damit ver-
teidigungswürdig auf. Aus einer konser-
vativen Logik heraus kann der auf eine 
normative Veränderung ausgerichtet Im-
petus von Inklusion nur schwer nach-
vollzogen werden.

Was zeigt die Nähe von  
Inklusion und Anarchie?

Mit einer Bestimmung von Inklusion als 
anarchistisches bzw. libertäres Projekt 
lässt sich eine bedeutsame – nämlich po-
litische – Seite des nicht nur als pädago-
gisch zu verstehenden Konzepts klarer 
heraus stellen. Der Anarchismus kann 
als eine wichtige Ideenquelle für Inklusi-

on betrachtet werden. Leider ist mit der 
angesprochenen Diffamierung des An-
archismus und seinem damit einherge-
henden Verschwinden aus zahlreichen 
Abhandlungen zur politischen Ideenge-
schichte dieser wichtige Ideengeber ver-

schüttet. Inklusion kann sich an aktuel-
len libertären Projekten orientieren und 
Inspiration für die Konkretisierung der 
eigenen Forderungen suchen. Eine ge-
meinsame Herausforderung aller libertä-
ren Projekte ergibt sich aus deren Grund-
prämisse, gesellschaftliche Veränderung 
nicht durch (gewaltsamen) Umsturz 
bzw. von oben zu »erzwingen«, sondern 
über die freiwillige Initiative Einiger die 
ersehnten Umstände vorzuleben und 
durch gutes Beispiel weiter ausbreiten zu 
lassen. Auch Inklusion fordert häufig das 
Engagement und eine Veränderung der 
individuellen Einstellungen entscheiden-
der Akteure – in Schulen also der Lehr-
kräfte – und lässt die Diskussion um 
staatliche Rahmenbedingungen teilweise 
etwas zurücktreten. Dass diesem Ansatz 
in einem modernen hierarchisch organi-
sierten Staatswesen Grenzen gesetzt sind, 
versteht sich von selbst.

Die hier attestierte Nähe von Inklusi-
on und Anarchismus bedeutet aber auch, 
dass sich beide gesellschaftliche Ord-
nungsvorstellungen die gleichen Wider-
sprüche teilen. Sich mit diesen Wider-
sprüchen auseinander zu setzen, kann 
helfen, eigene blinde Flecken zu diag-
nostizieren und zu überwinden. Inklu-
sion könnte sich stärker fragen, ob nicht 
die Rolle von Autoritäten bei der Umset-
zung bzw. Verhinderung inklusiver Ver-
änderungen stärker zu fokussieren ist? 
Könnte es nicht sein, dass Inklusion an 
einem ähnlich idealisierten und teilwei-
se unrealistischen Menschenbild wie der 
Anarchismus festhält, mit all den Enttäu-
schungen, die in der gesellschaftspoliti-
schen Wirklichkeit damit einhergehen? 
Ist in einem eher sozialistischen Sinn 

nicht stärker die »harte« Verteilungsfra-
ge, die sich in der Schulstrukturdebatte 
zeigt, ins Zentrum zu rücken? Der Ham-
burger Volksentscheid 2010, durch den 
eine gut organisierte Hamburger Mittel-
schicht den Bürgerschaftsbeschluss und 

einen sehr inklusionsbezogenen 
Wert zu einem längeren gemein-
samen Lernen einkassiert hatte, 
zeigt einen weiteren Widerspruch 
libertärer Projekte: Basisdemo-
kratische Verfahren sind kein All-
heilmittel, privilegierte Schichten 
können ihren Organisationsvor-
teil nutzen und unsolidarische, 

nicht inklusive Ideen durchsetzen.
Die angesprochenen Widersprüche 

sind aber kein Plädoyer dafür, den Ideen-
geber Anarchismus/Libertarismus als un-
zulänglich »links« liegen zu lassen (alle 
politischen Grundorientierungen tragen 
Selbstwidersprüche und blinde Flecken 
in sich). Vielmehr ist sich diesen Wider-
sprüchen bewusst zu sein und mit Blick 
auf den historischen und aktuellen An-
archismus nach Lösungsmöglichkeiten 
zu suchen. Die Entdeckung und Wieder-
belebung dieser wichtigen Ideenquelle 
ist dann besonders wichtig, wenn es tat-
sächlich nicht mehr »nur« um schulische 
oder andere institutionelle Reformen ge-
hen soll, sondern um die Gesellschaft als 
Ganzes. Der Anarchismus ist die einzige 
politische Grundorientierung, die Gleich-
heit unter den Menschen ohne Autorität 
denkt und hat damit einen Kerngedanken 
von Inklusion seit langem vorgedacht.

Dieser Artikel basiert auf einem Bei-
trag, der unter dem Titel »Der Ort der In-
klusion in den politischen Grundorientie-
rungen der modernen Demokratie – ein 
Diskussionsvorschlag« im Februar 2017 
im Tagungsband der Integrations-/Inklu-
sionsforscherInnentagung (IFO-Tagung) 
erscheinen wird.� ■

David Jahr

ist Lehrkraft für besondere Aufgaben 
am Zentrum für Lehrerbildung der Mar-
tin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 
Bereich »Inklusion und Heterogenität«. 
Er lehrt zu Fragen heterogenitätssensib-
ler Didaktik und promoviert im Bereich 
inklusiver Politikdidaktik.

Der Anarchismus kann 
als Ideenquelle für Inklu-
sion betrachtet werden.
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